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Giger Titus (R, SG), Berichterstatter: Die anbegehrten Ver­
pflichtungskredite gemäss der Zivilen Baubotschaft 1994 im 
Gesamtbetrag von 177,94 Millionen Franken fallen im Gegen­
satz zu den 820 Millionen Franken des Vorjahres relativ be­
scheiden aus. Die Grösse dieses Kredites würde also durch­
aus in die heutige finanzpolitische Landschaft des Bundes 
passen. Umgekehrt werden in den letzten Jahren bewilligte 
Kredite in ganz unterschiedlichem Ausmass zur Zahlung fällig. 
Die diesjährigen Objektkredite setzen sich aus Vorhaben der 
allgemeinen Bundesverwaltung von 42, 1 Millionen Franken 
zusammen, ferner aus Bauten im Bereiche der Eidgenössi­
schen Technischen Hochschulen von 127,65 Millionen Fran­
ken. Hinzu kommen teuerungsbedingte Zusatzkredite bei 
Bauten der ETH und bei der Sanierung der Getreidelager in 
Brig von 8,2 Millionen Franken. Gesamthaft ergibt dies die an­
begehrte Summe von 177,94 Millionen Franken. 
Für die Erweiterung und den Ausbau des Bundesgerichtsge­
bäudes in Lausanne haben wir einen Kredit von 46,7 Millionen 
Franken zu sprechen. Ich verweise dabei auf den Zusatzbe­
richt des Bundesrates zum Geschäft 90.057 respektive auf die 
Zusatzbotschaft zum Geschäft 94.049. 

Nun zu den Bauvorhaben der allgemeinen Bundesver­
waltung: 
Für das Bundesamt für geistiges Eigentum an der Einstein­
strasse im Kirchenfeldquartier in Bern werden 14,4 Millionen 
Franken anbegehrt Es handelt sich bei diesem Gebäude um 
einen Komplex und einen Altbau aus dem Jahre 1903 sowie 
um zwei 40 Jahre alte Anbauten, in welchen übrigens auch 
das Bundesamt für Raumplanung und der Beschwerdedienst 
des EJPD untergebracht sind. Zu 70 Prozent werden die Ge­
bäude vom Bundesamt für geistiges Eigentum genutzt Die 
Anforderungen an dieses vielseitig beanspruchte Gebäude 
haben sich in den letzten Jahren stark gewandelt. Die betriebli­
che Reorganisation erfordert die Schaffung einer Kunden­
zone, welche auch den zukünftigen Kommunikationstechni­
ken im Patent- und Markenbereich entspricht. Allein der Ein­
bau einer Universalverkabelung erfordert 3,6 Millionen Fran­
ken. In den letzten Jahren angefallene Unterhaltsarbeiten so­
wie Investitionen zur Nutzungssteigerung lösen weitere 
3,5 Millionen Franken aus. Durch eine verbesserte Wärme­
dämmung der Fassade sollten die jährlichen Betriebskosten 
um 20 000 Franken gesenkt werden können. 
Das Bundesamt für Zivilluftfahrt (Bazi) ist seit 1993 in Mieträu­
men an der Maulbeerstrasse 5-11 in Bern untergebracht Die 
als Speditions- und Bürogebäude konzipierte Liegenschaft 
kann nun nach einem Totalumbau durch den Besitzer von der 
Eidgenössischen Finanzverwaltung käuflich erworben wer­
den. Ein Augenschein vor Ort durch unsere Kommission hat 
gezeigt, dass der Umbau im Hinblick auf die Änderung in der 
Benutzung zweckmässig erfolgt ist. An kritischen Äusserun­
gen zu diesem Kauf fehlte es in der Kommission allerdings 
nicht. Einmal stand die Zweckentfremdung von Wohnraum 
zur Diskussion. Mit dem provozierten Umbau und dem an­
schliessenden Erwerb der Liegenschaft würde der Entvölke­
rung der Innenstadt Vorschub geleistet, wurde argumentiert 
Für ein Bundesamt, das derart kundenbezogen ist wie das 
Bazi, spielt die Nähe zu Hauptbahnhof, Bundeshaus und 
Post jedoch eine nicht untergeordnete Rolle. Diese Überle­
gungen haben bei der seinerzeitigen Aussiedlung von Bun­
desämtern - es waren vier von ursprünglich vierzehn vorgese­
henen - ebenfalls eine entscheidende Rolle gespielt. 
Für mich stellt sich dabei wie so oft die Frage, ob denn der 
Bund in jedem Fall partout als Käufer, natürlich als potenter 
Käufer, auftreten muss. Kauf bindet sehr viel Kapital, das bei 
der heutigen schlechten Finanzlage des Bundes zuerst be­
schafft und in der Folge verzinst werden muss. Dies ist der 
Grund, warum man sich in der Privatwirtschaft vielfach des In­
struments des Leasings bedienen muss, um die Liquidität ei­
ner Unternehmung nicht zu gefährden. In Anbetracht des heu­
tigen Überangebotes an Gewerbe- und Büroräumen in den 
Städten wäre vorwiegend der Bund als interessanter Mieter 
und sicherer Zahler in der Lage, günstige und langfristige Miet­
verträge abzuschliessen. 
In der Stadt Zürich gibt es beispielsweise, und zwar nach 
amtlichen Angaben, 470 000 Quadratmeter unvermieteter 
Büroflächen. 
Die sich auf 25 Jahre erstreckende Verlegung der ETH Lau­
sanne nach Ecublens, mit den entsprechenden Ausbauten, 
dürfte Ende der neunziger Jahre abgeschlossen sein. Ver­
schiedene Abteilungen wie Architektur, Mikrotechnik sowie 
die allgemeine Verwaltung sind demnächst in das Nord­
Quartier auszusiedeln. Für die ausserhalb Ecublens belegten 
Mietflächen wendet der Bund jährlich 1,2 Millionen Franken 
auf. Die Zahl der Studierenden und vor allem der Teilnehmer 
an Nachdiplomstudien nimmt laufend zu. Der Frauenanteil 
beträgt rund 17 Prozent. 
Heute geht es um die Realisierung eines Lehr- und For­
schungsgebäudes für Mikrotechnik im Betrage von 66,2 Mil­
lionen Franken. Das Projekt umfasst ein Gebäude mit einem 
Untergeschoss und fünf Obergeschossen mit entsprechen­
den Dachaufbauten. Das Konstruktionsprinzip erlaubt eine 
grosse Flexibilität in der Raumnutzung, was eine rationelle Be­
wirtschaftung des Gebäudes gewährleistet Dank der Mitte 
März 1992 in Betrieb genommenen Metro Ouest, welche übri­
gens sehr gut frequentiert wird, konnten Parkplätze auf ein Mi­
nimum, d. h. auf Besucherparkplätze, reduziert werden. 
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Gestützt ·auf das Aktionsprogramm «Energie 2000» wird das 
Gebäude eine hochwertige Wärmedämmung aufweisen. Die 
in diesem Gebäude anfallende Überschusswärme wird mittels 
leistungsfähiger Wärmerückgewinnungs-Anlagen einer er­
neuten Nutzung zugeführt. Seit 1988 werden zudem sämtliche 
Bauten der ETH Lausanne über eine Wärmepumpen-Heizzen­
trale mit Wärme versorgt 
Die Kosten belaufen sich auf total 66,2 Millionen Franken. Da­
von entfallen 56,7 Millionen auf den Bau und 9,5 Millionen 
Franken auf die Erstausstattung mit wissenschaftlichen Appa­
raten, Mobiliar und Betriebseinrichtungen. Die jährlichen Be­
triebskosten belaufen sich auf 850 000 Franken. 
Entsprechend der Wichtigkeit und dem Bedürfnis des Depar­
tementes Mikrotechnik sollte im April 1995 mit dem Bau be­
~onnen werden können. 
Uber den Kredit von 32 Millionen Franken für das Paul Scher­
rer Institut (PSI) in Würenlingen, hat sich die KöB an Ort und 
Stelle informieren lassen. Es geht hier um die Erneuerung 
technischer lnfrastrukturanlagen und um die Entsorgung des 
stillgelegten Versuchsreaktors Diorit Um es in Erinnerung zu 
rufen: Beim PSI handelt es sich um eine nationale, multidiszi­
plinäre Forschungsstätte für Natur- und Ingenieurwissen­
schaften. Es beschäftigt nebst Praktikanten 1400 Mitarbeiter 
des Bundes. 
Bei diesem Kredit geht es um die Erneuerung technischer An­
lagen, welche notwendig sind, um die Funktionssicherheit 
aufrechtzuerhalten. Die bis zu 35 Jahre alten Anlagen sind ver­
altet, und es fehlt an Ersatzteilen. Die steigende Reparaturan­
fälligkeit stellt einen hohen Risikofaktor dar. 
Aufgrund des Gewässerschutzgesetzes, der Luftreinhalte­
und Strahlenschutz-Verordnung sind die technisch überhol­
ten Anlagen den heutigen Bestimmungen anzupassen. Die 
Versorgungs- und Entsorgungsanlagen sind daher vollstän­
dig zu sanieren oder zu ersetzen. Das dringlich notwendige 
Sanierungsprojekt umfasst die Erneuerung der Entwässe­
rungs- und Abwasseranlagen auf dem Areal Ost und West, die 
Modernisierung der haustechnischen Anlagen wie Heizkes­
sel, Brennstoffversorgung, Stromanlagen, ferner den Abbruch 
und die Entsorgung des Versuchsreaktors Diorit Nebst der Er­
neuerung des Leitungssystems für Meteor- und Schmutzwas­
ser erfordert vor allem die Sanierung der Ableitungen mit ra­
dioaktivem Abwasser besondere Aufmerksamkeit. 
Obwohl das PSI grundsätzlich von der Refuna AG mit Fern­
wärme versorgt wird, läuft die Bewilligung für die drei 30jähri­
gen Heizkessel von je 2,3 Megawatt aus. Sie müssen auf­
grund der erhöhten Emissionswerte ersetzt werden. Die Lei­
stungserhöhung auf 11 Megawatt übernimmt die Refuna AG. 
Der Abbruch und die Entsorgung des bereits 1977 stillgeleg­
ten Versuchsreaktors Diorit verursachten Kosten von rund 
4 Millionen Franken. Nachdem die um den Reaktor herum an­
geordneten Räumlichkeiten bereits als Prozesslabors benutzt 
werden, drängt sich der Abbruch des in der Radioaktivität weit­
gehend abgeklungenen Reaktors für die weitere Nutzung des 
Raumes geradezu auf. 
Ein weiterer Grund für den umgehenden Abbruch liegt darin, 
dass die schon beim Bau des Versuchsreaktors beteiligten 
Nuklearfachleute heute noch zur Verfügung stehen. Die spezi­
fischen Anlagenkenntnisse haben bei diesen nicht einfachen 
Abbruch- und Entsorgungsoperationen grosse Vorteile. Wäh­
rend sich die Erneuerung der technischen Infrastruktur im PSI 
auf die nächsten fünf Jahre erstreckt, ist die Entsorgung des 
Versuchsreaktors vordringlich. 
Die Empa in Dübendorf gehört ebenfalls zu den sechs Institu­
tionen der ETH. Mit der Zivilen Baubotschaft 1992 haben wir 
einen Objektkredit von 36,4 Millionen Franken für den Neubau 
eines Labors für Haustechnik bewilligt. Diese eingeholte Bau­
bewilligung läuft Mitte 1995 aus und kann vorläufig nicht ver­
längert werden. Zwischenzeitlich hat sich ergeben, dass eine 
zweckmässige Liegenschaft mit entsprechender Bausub­
stanz angrenzend erworben werden kann. Der Kauf dieses 
Gebäudekomplexes für 29,45 Millionen weist gegenüber der 
Realisierung eines Gebäudes für Haustechnik auf eigenem 
Grundstück folgende Vorteile auf: 
Das Raumangebot in der zu erstehenden Liegenschaft ent­
spricht weitgehend den Vorstellungen der zukünftigen Benut-

zer. Die benachbarte Eawag sieht sich mit dem 1990 bewillig­
ten Kredit von 47 Millionen Franken für einen Laborneubau 
aufgrund von Einsprachen und des Widerrufs der Ausnahme­
bewilligung nicht in der Lage, mit dem Bau zu beginnen. Die 
Eawag hätte damit Gelegenheit, die vorgesehene Werkstatt in 
der zu erwerbenden Liegenschaft unter Nutzung gegenseiti­
ger Synergien unterzubringen. Dadurch könnte beispiels­
weise auf die Mietobjekte mit jährlichen Kosten von 137 000 
Franken verzichtet werden. 
Aufgrund von Expertisen konnten nach langwierigen Verhand­
lungen sowohl der Gebäudewert als auch der Wert des Grund­
stückes festgelegt werden. Die anbegehrten 29,4 Millionen 
Franken sind um 5,6 Millionen tiefer als die Preisvorstellungen 
des Eigentümers. Eine sanfte Renovation und eine Erstausge­
staltung mit Prüf-, Mess- und Werkstatteinrichtungen sowie 
Büro- und Lagermobiliar verursachen Aufwendungen von 
rund 15 Millionen Franken. Sofern dieser Liegenschaftskauf 
getätigt werden kann, wird auf den bereits bewilligten Labor­
bau der Eawag verzichtet. Damit würde der Objektkredit von 
36,4 Millionen Franken hinfällig. Die KöB hat sich vor Ort orien­
tieren lassen und die zu erwerbenden Liegenschaften in einen 
kritischen Augenschein genommen. 
Schliesslich haben wir noch über zwei teuerungsbedingte Zu­
satzkredite zu befinden: 
Der erste betrifft die Sanierung der Getreidelager in Brig. Mit 
Bundesbeschluss von 5. März 1991 haben wir einen Objekt­
kredit von 10,21 Millionen Franken bewilligt. Gemäss Zwi­
schenabrechnung werden sich die Baukosten infolge Teue­
rung um rund 1,5 Millionen Franken auf 11,7 Millionen Fran­
ken erhöhen. Die Teuerung wurde bis zur Bauvollendung im 
Jahre 1995 geschätzt und dürfte bis dannzumal 14,6 Prozent 
betragen. Ausgangspunkt war dabei der Indexstand vom Ja­
nuar 1991. 
Der zweite teuerungsbedingte Zusatzkredit (von 6,7 Millionen 
Franken) betrifft den ETH-Bereich, und zwar die Verlegung 
des Instituts für Pharmazie in einen Neubau auf dem Areal lr­
chel der Universität Zürich. Im März 1987 haben wir einen Ob­
jektkredit von 50,6 Millionen Franken für die Verlegung des be­
sagten Instituts auf den lrchel bewilligt. Der Kostenvoran­
schlag beruhte auf dem Indexstand vom September 1985. Bis 
zum 1. Oktober 1993 ist der Index um 24,96 Prozent angestie­
gen. Dies bedingt eine Teuerung auf den relevanten Bauko­
sten von 33,7 Millionen Franken von rund 8,2 Millionen Fran­
ken. Umgekehrt mussten die im Kostenvoranschlag enthalte­
nen Reserven für Unvorhergesehenes von 1,5 Millionen Fran­
ken nicht beansprucht werden, so dass der eigentliche Zu­
satzkredit 6,7 Millionen Franken beträgt. 
Die Kommission beantragt Ihnen mit 9 zu O Stimmen bei 1 Ent­
haltung, auf die Zivile Baubotschaft 1994 einzutreten. 
Noch kurz zur Botschaft über die Erweiterung und den Ausbau 
des Bundesgerichtsgebäudes in Lausanne: Hier haben wir 
auch eine Botschaft zum Geschäft 94.049. Den meisten von 
Ihnen dürften die Turbulenzen rund um den Erweiterungsbau 
des Bundesgerichtes noch in bester Erinnerung sein. Am 
4. Dezember 1990 hat der Nationalrat die Vorlage an den Bun­
desrat zurückgewiesen mit der Begründung, dass auch das 
Bundesgericht dem hinter dem Gebäude gelegenen Wald, ei­
ner Parkanlage, den notwendigen Respekt entgegenzubrin­
gen habe, d. h., dass dem Waldgesetz Nachachtung zu ver­
schaffen sei. Gerade das Bundesgericht beurteile ähnliche 
Fälle privater Bauherren sehr restriktiv, war die Meinung. 
Am 21. Januar 1991 hat der Bundesrat in einer Zusatzbot­
schaft zu den umstrittenen Fragen klar Stellung bezogen und 
abschliessend festgehalten, dass er aufgrund der Botschaft 
vom 12. September 1990 (881111685) und der vorliegenden er­
gänzenden Informationen am Projekt festhalte. 
Mittlerweile liegt eine rechtskonforme Baubewilligung von sei­
ten der Stadt Lausanne vor. Damit wurde dem Auftrag des Na­
tionalrates Rechnung getragen, d. h., aus baurechtlicher Sicht 
steht der Realisierung des Bauvorhabens nichts mehr im 
Wege. Der damit anbegehrte Kredit von 46,7 Millionen Fran­
ken ist infolge geringer Teuerung der letzten Jahre auf dieser 
Höhe belassen worden. 
Die Kommission beantragt Ihnen mit 11 zu O Stimmen, also 
bei Einstimmigkeit, dem Bundesbeschluss über die Erweite-
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rung und den Ausbau des Bundesgerichtsgebäudes in Lau­
sanne zuzustimmen. Damit bitten wir Sie auch, der Zivilen 
Baubotschaft 1994 zuzustimmen. 

Aguet Pierre (S, VD), rapporteur: Apres les messages recents 
qui nous proposaient des engagements situes entre 600 et 
800 millions de francs, le Conseil federal nous invite cette an­
nee a une liste de depenses largement inferieure. II ajoute ce­
pendant au total des 177,94 millions de francs un message 
complementaire de 46,7 millions de francs; total: 224,64 mil­
lions de francs, c'est-a-dire environ un quart de nos engage­
ments de l'an dernier. II n'est pas sans interet de se souvenir 
cependant que les constructions federales doivent maitriser 
des projets en cours, votes par les Chambres, pour environ 
1,5 milliard de francs. 
Selon ses habitudes, la Commission des constructions publi­
ques a consacre un temps relativement limite a des visites qui 
concernaient les objets du message lui-meme et eile a trouve 
le temps de voir les constructions votees il y a quelques an­
nees ou encore en chantier. Enfin, eile a ete informee sur place 
des projets a venir concernant les Ecoles federales de sport de 
Macolin et de Tenero. Ces visites rapides l'ont conduite a Dü­
bendorf au Laboratoire federal d'essai des materiaux et de re­
cherches, a Würenlingen a !'Institut Paul Scherrer, a Berne a 
!'Office federal de l'aviation civile. Le Tribunal federal, deja vu il 
y a deux ans, ainsi que tous les details de son agrandisse­
ment, n'a pas fait l'objet d'une nouvelle visite. 
La demande de credit peut se resumer en chiffres ronds de la 
maniere suivante: 45 millions de francs pour l'administration 
generale, 135 millions de francs pour les Ecoles polytechni­
ques federales et 47 millions pour le Tribunal federal. 
Si nous prenons les objets les uns apres les autres, il est possi­
ble de resumer de la maniere suivante les demandes qui nous 
sont faites: l'immeuble sis a l'Einsteinstrasse 2 a Berne, utilise 
par !'Office federal de la propriete intellectuelle, doit etre re­
nove en quatre etapes pour 14,4 millions de francs. Le princi­
pal utilisateur, deja cite, occupe environ 200 places de travail, 
le Service des recours du Departement federal de justice et 
police 25 places, !'Office federal de l'amenagement du terri­
toire 50 places. Nous nous souvenons du fait que !'Office fede­
ral de la propriete intellectuelle sera transforme en institut de 
droit public. La clientele devra pouvoir disposer d'espaces 
nouveaux et les moyens electroniques seront tres sensible­
ment ameliores. 
L'immeuble sis a la Maulbeerstrasse 5 a 11 a Berne seront 
achetes a la maison Merkur sur la base d'une convention eta­
blie lors de la location intervenue deja en 1992. Bien situes, 
ces immeubles ont permis d'abriter 160 postes de travail pour 
!'Office federal de l'aviation civile qui a ete regroupe. Cela a 
permis de liberer certains bureaux convoites a l'lnselgasse 1 
par le secretariat general du Departement federal de l'inte­
rieur. Le cout ascende a 27,7 millions de francs. II ne faut pas 
oublier qu'au titre de locataire la Confederation a deja investi 
quelques 3,75 millions de francs pour la securite, pour les 
rayonnages et les cäblages. 
C'est le seul projet qui a failli faire l'objet d'un amendement. En 
effet, etait-il judicieux de transformer en bureaux tant d'appar­
tements de qualite? Cette question s'etait deja posee au 
groupe de travail constitue par les Commissions de gestion du 
Conseil national et du Conseil des Etats, chargees d'examiner 
la politique de la Confederation dans le domaine de la gestion 
des locaux de la Confederation. Les deux commissions ont 
conclu de la meme maniere. Apres avoir vu les locaux, elles se 
sont ralliees a la solution choisie par le Conseil federal et par 
ses services. 
S'ajoute un credit additionnel de 1,49 million de francs, relatif a 
la refection du silo a ble de Brigue, somme totale consentie 
pour ce silo: 11, 7 millions de francs. 
En ce qui concerne les Ecoles polytechniques federales, il faut 
se souvenir de l'importance des investissements consentis. lls 
obligent a des contröles dits «strategiques», constants et pe­
riodiques. lls necessitent sans cesse d'evaluer les activites 
prioritaires et celles qui doivent etre reduites. Notre Conseil a 
d'ailleurs ete informe par differents messages que le Conseil 
federal nous a fournis en 1989 et en 1991. De 1985 a 1993, 

1300 postes ont ete supprimes dans des secteurs consideres 
comme non prioritaires et reaffectes aux secteurs que le mes­
sage nous indique en page 27: 8 unites de recherche et 
21 chaires ont ete supprimees. 
Dans le present message, le Conseil federal repete l'interet 
qu'il porte a la contribution des Ecoles polytechniques federa­
les au developpement et a la competitivite de l'economie 
suisse. Le programme de developpement de l'EPFL, arrete en 
1968 deja, devait se terminer en 1993. Nous en aurons bien 
jusqu'a la fin du siecle. Reste a loger la microtechnique, l'archi­
tecture et la direction. Pour la microtechnique, cette annee, 
66,2 millions de francs nous sont demandes, construction et 
equipement, et il y a urgence. 
Pour !'Institut Paul Scherrer a Würenlingen, 32 millions de 
francs nous sont demandes. II s'agit de renover certaines infra­
structures qui datent de 35 ans et de respecter certaines dis­
positions qui figurent dans les lois que nous faisons concer­
nant la protection de l'eau, de l'air et la radioprotection. 
Autre occasion d'importantes depenses: le demantelement 
du reacteur Diorit, mis hors service il y a presque 20 ans deja 
Ce demantelement est une premiere, et ces travaux seront uti­
les a la science lorsqu'il s'agira de mettre hors service tous les 
reacteurs du monde. De nombreuses garanties nous sont 
donnees, qui n'effacent pas completement l'inquietude. II 
convient d'enregistrer aussi que le deuxieme reacteur du site a 
ete mis recemment hors Service. 
Pour le Laboratoire federal d'essai des materiaux et de recher­
ches, situe a Dübendorf, 29,45 millions de francs sont neces­
saires. En effet, le LFEM, l'IFAEPE et l'EPFZ disposent d'un 
site important, mais insuffisant a leur developpement. Un labo­
ratoire, pour lequel nous avons octroye 36,4 millions de francs 
en 1992, n'a pas ete construit, parce qu'est apparue apres 
coup l'opportunite d'acheter un immeuble voisin. Les besoins 
seront mieux couverts et les metres carres non utilises seront 
disponibles pour d'autres objectifs. Une annee sera gagnee 
dans la mise a disposition des locaux. En cas d'accord des 
Chambres, par le biais de cette proposition, le credit accorde 
en 1992 sera annule, d'ou une economie de 7 millions de 
francs. 
L'lnstitut de pharmacie de l'lrchel (EPFZ) a fait l'objet d'un cre­
dit de 50,6 millions de francs en 1987 deja pour son transfert. 
Le rencherissement permettrait theoriquement un credit addi­
tionnel d'environ 8,2 millions de francs. II est possible de 
soustraire le 1,5 million de francs accorde par les Chambres 
dans le cadre des imprevus, cette somme n'ayant pas ete utili­
see. Ainsi la demande complementaire est de 6,7 millions de 
francs. 
Le montant total et l'ensemble du projet ont ete approuves par 
la commission par 9 voix sans opposition et avec 1 abstention. 
La commission vous invite donc a donner votre appui a ces in­
vestissements. 
Encore quelques mots concernant le Tribunal federal. Le cre­
dit relatif a l'agrandissement et a l'amenagement du Tribunal 
federal a deja fait couler beaucoup d'encre il y a environ quatre 
ans, sans pour autant que le projet ait ete refuse pour des rai­
sons fondamentales. C'est le permis de construire qui man­
quait lorsque, le 4 decembre 1990, le Conseil national a ren­
voye le message du Conseil federal a son auteur. La proce­
dure est maintenant close. Le montant demande est le meme 
qu'en 1990, soit 46,7 millions de francs. Les indices ayant tres 
peu evolue, soit de 162 a 166,2 points, un nouveau calcul n'a 
pas etefait. 
La commission n'a pas refait le travail precedent. Elle rappelle 
son accord a ce projet et vous invite, par 11 voix sans opposi­
tion, a en faire de meme. 
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Entwurf 94.049-Projet 94.049 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Detailberatung - Discussion par articles 

Titel und Ingress, Art. 1-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1-4 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur /'ensemble, par appel nominal 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aguet, Allenspach, Aubry, Bär, Baumann, Baumberger, Be­
guelin, Berger, Bezzola, Binder, Bischof, Bonny, Barei Fran­
c;.;ois, Brunner Christiane, Bugnon, Camponovo, Chevallaz, 
Comby, David, Deiss, Dettling, Diener, Dormann, Dünki, Du­
voisin, Eggenberger, Eggly, Epiney, Fankhauser, Fehr, Fi­
scher-Hägglingen, Fischer-Seengen, Frey Claude, Frey Wal­
ter, Friderici Charles, Früh, Giger, Gonseth, Graber, Gros 
Jean-Michel, Grass Andreas, Haering Binder, Hari, Heget­
schweiler, Hildbrand, Hollenstein, Jäggi Paul, Jöri, Leemann, 
Lepori Bonetti, Leu Josef, Leuba, Leuenberger Ernst, Loeb 
Franc;.;ois, Mamie, Mauch Ursula, Meier Hans, Meyer Theo, Mi­
steli, Moser, Müller, Nabholz, Narbel, Neuenschwander, Pe­
rey, Pini, Poncet, Robert, Ruckstuhl, Ruffy, Rutishauser, Ry­
chen, Sandoz, Savary, Scheurer Remy, Schmid Peter, Schmid 
Samuel, Schmied Walter, Schwab, Schweingruber, Seiler 
Rolf, Stalder, Stamm Luzi, Steiger Hans, Steiner Rudolf, Suter, 
Theubet, Tschopp, Vetterli, Vollmer, Wanner, Wittenwiler, 
Wyss William, Züger, Zwygart (95) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Weyeneth (1) 

Der Stimme enthalten sich-S'abstiennent: 
Heberlein, Ostermann (2) 

Abwesend sind - Sont absents: 
Aregger, Bäumlin, Bircher Peter, Blatter, Blocher, Boden­
mann, Barer Roland, Borradori, Bortoluzzi, Brügger Cyrill, 
Bühler Simeon, Bühlmann, Bührer Gerold, Bundi, Bürgi, Cac­
cia, Carobbio, Caspar-Hutter, Cavadini Adriane, Cincera, Co­
lumberg, Cornaz, Couchepin, Danuser, Darbellay, de Dardel, 
Dreher, Ducret, Engler, Eymann Christoph, Fasel, von Feiten, 
Fischer-Sursee, Fritschi Oscar, Giezendanner, Gebet, Goll, 
Grendelmeier, Grossenbacher, Gysin, Hafner Rudolf, Hafner 
Ursula, Hämmerle, Herczog, Hess Otto, Hess Peter, Hub­
acher, lten Joseph, Jaeger, Jeanpretre, Jenni Peter, Keller An­
ton, Keller Rudolf, Kern, Kühne, Ledergerber, Leuenberger 
Moritz, Maeder, Maitre, Marti Werner, Maspoli, Matthey, 
Mauch Rolf, Maurer, Meier Samuel, Miesch, Mühlemann, Ne­
biker, Oehler, Philipona, Pidoux, Raggenbass, Rechsteiner, 
Reimann Maximilian, Rohrbasser, Ruf, Scharrer Jürg, Schar­
rer Werner, Schmidhalter, Schnider, Segmüller, Seiler Hans­
peter, Sieber, Spielmann, Spoerry, Stamm Judith, Steffen, 
Steinegger, Steinemann, Strahm Rudolf, Stucky, Thür, 
Tschäppät Alexander, Tschuppert Karl, Weder Hansjürg, 
Wiek, Wiederkehr, Zbinden, Ziegler Jean, Zisyadis, Zwahlen 

(101) 

Präsidentin, stimmt nicht- Presidente, ne vote pas: 
Haller (1) 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

Entwurf 90.057 -Projet 90.057 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum neuen Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule 
Proposition de la commission 
Adherer au nouveau projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum neuen Entwurf des Bundesrates 

Antrag Sandoz 
Der Kredit wird abgelehnt 

Art.1 
Proposition de la commission 
Adherer au nouveau projet du Conseil federal 

Proposition Sandoz 
Le credit est refuse. 

Sandoz Suzette (L, VD): Que je dise d'emblee que ma propo­
sition de refuser le credit d'agrandissement du Tribunal fede­
ral n'a rien ä voir avec le permis de construire. C'est en fait la 
seule maniere, campte tenu de notre procedure, d'une part 
d'attirer votre attention sur certains problemes du Tribunal fe­
deral, d'autre part, de m'assurer avec vous que ce credit est, 
maintenant encore, judicieux. 
D'abord attirer votre attention sur certains problemes du Tribu­
nal federal. Je crois que nous n'avons aucune idee, dans cet 
hemicycle, de la charge enorme qui pese en ce moment sur le 
Tribunal federal. Cette charge enorme, qui implique que cha­
cun de nos juges lise plusieurs centaines d'enormes dossiers 
par annee, fasse plusieurs centaines de rapports, pourrait etre 
evidemment un petit peu allegee par une disposition plus ra­
tionnelle des locaux, mais eile ne peut etre reellement allegee 
que par l'octroi de collaborateurs juridiques supplementaires. 
Je voulais donc attirer l'attention de cet hemicycle sur le fait 
que, si nous votons le credit demande, nous n'aurons que tres 
peu contribue ä la decharge du Tribunal federal, et qu'il ne fau­
drait pas croire, ce credit vote, que l'on n'a plus äse preoccu­
per de ce tribunal. II est important de se rendre campte que le 
probleme des bätiments n'est que peu de chose par rapport ä 
la surcharge du Tribunal federal. 
Mais la deuxieme raison de ma proposition est en fait liee ä l'an­
ciennete du credit demande. Je vous renvoie pour cela au mes­
sage de 1990, qui justifiait l'extension du Tribunal federal par les 
motifs que vous retrouvez aux pages 4, 8 et 9, et que je resume 
de la maniere suivante: d'une part, ilfaut pouvoircreerdes abris 
de protection civile; c'est une chose utile, mais qui n'a evidem­
ment rien ä voir avec la surcharge du Tribunal federal. D'autre 
part, il taut prevoir des locaux supplementaires pourfaire face ä 
une surcharge du Tribunal federal, liee - c'etait les arguments 
de l'epoque-ä «Rail 2000», ä l'entree de la Suisse dans l'EEE, 
et au refus du projet de revision de la loi federale d'organisation 
judiciaire. On nous disait de surcroit: cela permettra d'avoir des 
locauxen surnombre, 25, qui pourrontetre loues ad'autresser­
vices de l'administration, en particulier aux Commissions fede­
rales de recours, ce qui - precisait-on - permettra a ce credit 
d'etre utilise de maniere avantageuse. 
Or, depuis quatre ans, les choses ont passablement change. 
Nous ne sommes pas entres dans l'EEE, la loi federale d'orga­
nisation judiciaire, modifiee, a ete acceptee, ce qui entraine 
une legere modification de la surcharge du Tribunal federal. 
Les Commissions federales de recours ont ete reorganisees, 
et celles qui restent a Lausanne sont maintenant installees a 
Vidy, dans un bätiment administratif magnifique, dans lequel 
j'ai eu l'occasion d'ailleurs d'aller travailler. Elles devraient 
donc, si l'on voulait suivre l'idee d'origine, etre redemenagees, 
provisoirement probablement, pour repartir ensuite a Vidy. 
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Enfin, autre element: comme VOUS le savez, la loi federale d'or­
ganisation judiciaire est entierement reprise, en ce moment, 
par une commission d'experts, dans le but d'arriver a faire du 
Tribunal federal ce qu'il devrait etre, et n'est plus, c'est-a-dire 
une veritable Cour supreme chargee de l'application uniforme 
du droit suisse et de la protection des droits constitutionnels 
des citoyens, par rapport a ce qu'il est devenu: une cour char­
gee de toutes les affaires, notamment financieres. 
Ces elements nouveaux sont evidemment tres importants. En 
effet, dans l'hypothese Oll la revision de !'Organisation judi­
ciaire entreprise aboutirait dans le sens envisage, il serait pro­
bablement possible de diminuer le nombre des juges fede­
raux. Par consequent, les problemes d'agrandissement de lo­
caux ne se poseraient plus de la meme fac,;on. Si, au contraire, 
eile n'aboutit pas dans le sens envisage, il ne faudra se faire 
aucune illusion: nous devrons augmenter considerablement, 
a ce moment-la, le nombre des juges federaux et songer pro­
bablement a creer un troisieme Tribunal federal - il y en a deja 
deux, un a Lucerne et un a Lausanne - parce que ce sera un 
nouveau probleme, l'agrandissement des locaux ne permet­
tant pas de resoudre la question. 
Or, si je pouvais obtenir maintenant l'assurance que la com­
mission a etudie ces nouveaux aspects qui se sont develop­
pes parce que nous avons ete retardes par rapport a la deci­
sion de 1990, je serais prete a retirer ma proposition de refuser 
le credit, en vous rappelant simplement que ce credit ne suffit 
pas, evidemment, a assurer la decharge du Tribunal federal, 
lequel a besoin, je le repete, de collaborateurs juridiques. 
Si, en revanche, la commission me dit qu'on n'a pas pris en 
consideration ces nouveaux elements, alors je ne peux pas, 
personnellement, en mon äme et conscience, voter ce credit 
d'agrandissement qui risque d'etre en fait gaspille, alors que le 
vrai besoin du Tribunal federal, je le repete, c'est d'avoir des 
collaborateurs juridiques et non pas d'etre derange mainte­
nant pendant cinq ans par des travaux dont le resultat ne sera 
peut-etre plus utile ou necessaire. 
Vous conviendrez que la question vaut d'etre posee, encore 
une fois dans l'interet du travail de nos juges federaux qui doi­
vent etre secondes par des collaborateurs juridiques, lesquels 
representent un investissement bien moindre que cet hypo­
thetique agrandissement, parce que nous devons avoir des ju­
ges qui aient le temps d'etudier les dossiers que nous leur 
transmettons. 
Voila la raison de ma proposition, qui n'a rien a voir avec un 
desir quelconque d'empecher le Tribunal federal d'exercer 
son activite convenablement. 

Meyer Theo (S, BL): Ich habe den Antrag Sandoz ursprüng­
lich so verstanden, dass er überhaupt gegen alle Kredite der 
Zivilen Baubotschaft 1994 gerichtet ist, und ich habe mich 
deswegen etwas gewundert. Das Missverständnis entstand, 
weil das Geschäft die gleiche Nummer hat. Frau Sandoz re­
duziert aber ihre Kritik auf den Kredit für das Bundesgerichts­
gebäude. 
Ich glaube kaum, dass das der Weg ist, via Verweigerung ei­
nes Kredites eine Neuorganisation des Bundesgerichts in die 
Wege zu leiten. Eigentlich sind wir die falsche Kommission, 
um das zu entscheiden. Unsere Aufgabe bestand darin abzu­
klären: Ist es möglich, ist es sinnvoll, und bekommen wir etwas 
für das ausgegebene Geld? Ich glaube, dass die Störungen, 
die Frau Sandoz befürchtet, minimalisiert sind. Das Bauvorha­
ben ist eine Ergänzung zum bestehenden Bau, und diese Er­
gänzung ist ohne allzu grosse Störungen möglich. 
Was mich aber beim Bundesgericht noch stört: Ich hoffe, dass 
der neue Teil eine etwas weniger pathetische architektonische 
Gestaltung haben wird. Für mich ist der jetzige Bau ein Mauso­
leum. Der Soziologe Alexander Mitscherlich hat recht, wenn er 
sagt: «Der Mensch baut zwar seine Wohnungen und Häuser, 
aber die Menschen, die in diesen Häusern leben und arbeiten, 
werden ihrerseits durch die Häuser geprägt. Weil die Häuser 
starr und fest sind und der Mensch beweglich, wirken die Häu­
ser wie Prägestöcke.» Es stört einen, wenn die Pathetik eines 
Mausoleums die Umgebung für Bundesrichter bildet Wenn 
es stimmt, was Mitscherlich sagt, wäre es gelegentlich sogar 
an der Zeit, dem jetzigen Bundesgericht eine andere Atmo-

sphäre zu geben. Für mich «tödelet» und bedrückt sie. Das ist 
nicht unbedingt das, was ich mir von einem Bundesgericht er­
hoffe und erwarte. 

Präsidentin: Die SVP-Fraktion und die SD/Lega-Fraktion las­
sen mitteilen, dass sie die Vorlage unterstützen und damit den 
Antrag Sandoz ablehnen. 

Giger Titus (R, SG), Berichterstatter: Frau Sandoz hat einen 
ganzen Mix von Anliegen vorgebracht. Ich weiss nicht, ob die 
KöB der richtige Adressat ist, denn wir haben das Projekt zu 
beurteilen, die Bausubstanz, und zwar aufgrund der Vorga­
ben, die punkto Raumbedürfnisse gemacht werden, punkto 
Zweckmässigkeit des Baues. Wir waren zweimal in Lausanne 
und haben die Sache besichtigt; wir hatten vom Projekt einen 
sehr guten Eindruck. Sie wissen, dass der Wald damals der 
Anlass war, dass das Projekt zurückgewiesen wurde, und 
zwar mit der Begründung, dass das Bundesgericht in privaten 
Angelegenheiten immer einen sehr harten Massstab anlege 
und bei sich selber sehr grosszügig urteile. 
Die Überlastung des Bundesgerichts kennen wir auch, aber 
dieses Problem haben wir nicht hier zu lösen. Ich glaube, Frau 
Sandoz müsste einen anderen Weg beschreiten, wenn sie die 
ganze Problematik, die sie aufgezeigt hat, auf eine andere Art 
lösen möchte. 
Das ist alles, was ich dazu sagen kann. Wir haben die Bausub­
stanz beurteilt, den Umbau. Wir haben das Projekt beurteilt 
und empfinden es als zweckmässig; wir möchten Sie bitten, 
dieser Vorlage zuzustimmen. 

Aguet Pierre (S, VD), rapporteur: II a ete dit, par M. Meyer Theo 
et par le president de la commission, que les problemes poses 
par Mm• Sandoz ne devaient pas l'etre ici, encore que je com­
prenne qu'elle les pose au moment Oll l'on fait ces investisse­
ments d'environ 47 millions de francs pour le Tribunal federal. 
J'ose esperer que le Conseil federal pourra donner quelques 
informations. 
M. Meyer a fait quelques remarques concernant le style du bä­
timent. Je voudrais vous dire que, en ce qui nous concerne, 
nous avons pu remarquer que l'ensemble des volumes qui 
etaient proposes correspondent assez bien a ce que les archi­
tectes avaient voulu faire au moment Oll nous avons construit 
ce tribunal au debut du siecle. 
Pour le reste, je vous invite, comme la commission, a refuser la 
proposition Sandoz et a accepter les investissements de 
46,7 millions de francs demandes. 

Stich Otto, Bundespräsident: Ich bitte Frau Sandoz, ihren An­
trag zurückzuziehen, und zwar schon aus formellen Gründen. 
Sie bestreitet nur den Artikel 1. Wenn Sie den Artikel 1 strei­
chen, wenn Sie also diesem Antrag zustimmen würden, dann 
ist es so, dass Sie noch den Ingress haben und Artikel 2, der 
besagt: «Dieser Beschluss ist nicht allgemeinverbindlich. Er 
untersteht nicht dem Referendum.,, Im Grunde genommen ha­
ben Sie darin aber nichts gesagt Sie haben gar nichts mehr zu 
beschliessen. Sie müssten, wenn Sie an Ihrem Antrag festhal­
ten möchten, sagen: Formell auf diesen Beschluss nicht ein­
treten. Formell ist der Antrag, den Sie gestellt haben, nicht 
durchführbar. 
Zum Inhalt: Es kann nicht Sache der Leute sein, die dafür sor­
gen müssen, dass die Instanzen die nötigen Räume haben, 
zuerst zu untersuchen, wie man das Bundesgericht verändern 
soll. Wenn Sie in dieser Angelegenheit etwas bewegen wollen, 
müssen Sie sich nicht gegen die Baute wenden, sondern eine 
Interpellation oder eine Motion zum Thema der Belastung des 
Bundesgerichts einreichen. Eine Untersuchung allein genügt 
aber nicht, sie wird nicht sehr viel bringen. 
Wir sind dafür verantwortlich, dem Bundesgericht in der heuti­
gen Form den nötigen Raum zur Verfügung zu stellen. Wir ge­
hen auch davon aus, dass mit diesen zusätzlichen Räumen 
gewisse Arbeitserleichterungen für die Zukunft geschaffen 
werden, soweit das vom Bau her möglich ist. Ob das Bundes­
gericht andere Aufgaben, weniger oder mehr Bundesrichter 
haben soll, ist eine ganz andere Frage, über die man nicht 
kurzfristig entscheiden kann. Aber wir müssen immerhin dafür 
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sorgen, dass das Bundesgericht die Erleichterung bekommt, 
die es seit langem wünscht 
Wenn Sie sagen, das Bundesgericht leide während der Bau­
zeit, so ist das nicht zu bestreiten. Das passiert aber an vielen 
Orten in der Verwaltung, in privaten Bauten, dass man gestört 
wird, wenn nebenan, links, rechts, oben oder unten gebaut 
wird. Man wird auch gestört, wenn die Strasse vor dem Haus 
erneuert wird. Das lässt sich nicht vermeiden. 
Ich wäre Frau Sandoz dafür dankbar, wenn sie den Antrag zu­
rückziehen würde. Sonst müsste ich Ihnen beantragen, ihn 
abzulehnen. 
Wenn Sie die Frage über die weitere Entwicklung des Bundes­
gerichts wirklich geprüft haben wollen, dann müssen Sie ei­
nen anderen parlamentarischen Weg wählen, sei es durch die 
Interpellation oder durch einen anderen Vorstoss. Das wäre 
der richtige Weg, um zum Ziel zu kommen, aber sicher nicht 
diese Baubotschaft, die nun doch schon einige Jahre alt ist 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Sandoz 

Art.2 
Antrag der Kommission 

80Stimmen 
25Stimmen 

Zustimmung zum neuen Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au nouveau projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Namentliche Gesamtabstimmung 
Vote sur l'ensemble, par appel nominal 

Für Annahme des Entwurfes stimmen -Acceptent le projet: 
Aguet, Aubry, Bär, Baumberger, Binder, Bircher Peter, Bonny, 
Bore! Frangois, Borradori, Bugnon, Bühler Simeon, Bühl­
mann, Bürgi, Camponovo, Caspar-Hutter, Chevallaz, Comby, 
Couchepin, Deiss, Dettling, Diener, Ducret, Duvoisin, Eggen­
berger, Epiney, Eymann Christoph, Fasel, Fehr, Fischer­
Hägglingen, Frey Claude, Fritschi Oscar, Früh, Giger, Gros 
Jean-Michel, Grass Andreas, Grossenbacher, Gysin, Hafner 
Rudolf, Hafner Ursula, Heberlein, Hess Otto, Hollenstein, 
Jäggi Paul, Leemann, Lepori Bonetti, Leu Josef, Leuba, Leu­
enberger Moritz, Maeder, Maitre, Mamie, Maspoli, Mauch Ur­
sula, Meier Hans, Meyer Theo, Miesch, Misteli, Müller, Neuen­
schwander, Gehler, Perey, Philipona, Poncet, Rechsteiner, 
Robert, Ruckstuhl, Ruffy, Rutishauser, Rychen, Savary, Schar­
rer Jürg, Scheurer Remy, Schmid Peter, Schweingruber, Sei­
ler Rolf, Sieber, Stamm Luzi, Steffen, Steinegger, Steiner Ru­
dolf, Suter, Theubet, Thür, Vetterli, Wiek, Wittenwiler, Wyss Wil­
liam, Zbinden, Ziegler Jean, Züger, Zwygart (91) 

Dagegen stimmen - Rejettent le projet: 
Allenspach, Berger, Graber, Sandoz, Scharrer Werner, 
Schmied Walter, Weyeneth (7) 

Der Stimme enthalten sich - S 'abstiennent: 
Bäumlin, Bischof, Bundi, Fankhauser, Goll, Hämmerle, Her­
czog, Jenni Peter, Kern, Leuenberger Ernst, Moser, Narbe!, 
Ostermann, Stalder, Steiger Hans, Steinemann, Strahm Ru­
dolf, TschäppätAlexander, Vollmer (19) 

Abwesend sind - Sont absents: 
Aregger, Baumann, Beguelin, Bezzola, Blatter, Blocher, Bo­
denmann, Borer Roland, Bortoluzzi, Brügger Cyrill, Brunner 
Christiane, Bührer Gerold, Caccia, Carobbio, Cavadini 
Adriane, Cincera, Columberg, Cornaz, Danuser, Darbellay, de 
Dardel, David, Dormann, Dreher, Dünki, Eggly, Engler, von 
Feiten, Fischer-Seengen, Fischer-Sursee, Frey Walter, Fride­
rici Charles, Giezendanner, Gebet, Gonseth, Grendelmeier, 
Haering Binder, Hari, Hegetschweiler, Hess Peter, Hildbrand, 
Hubacher, lten Joseph, Jaeger, Jeanpretre, Jöri, Keller Anton, 
Keller Rudolf, Kühne, Ledergerber, Loeb Frangois, Marti Wer­
ner, Matthey, Mauch Rolf, Maurer, Meier Samuel, Mühlemann, 

Nabholz, Nebiker, Pidoux, Pini, Raggenbass, Reimann Maxi­
milian, Rohrbasser, Ruf, Schmid Samuel, Schmidhalter, 
Schnider, Schwab, Segmüller, Seiler Hanspeter, Spielmann, 
Spoerry, Stamm Judith, Stucky, Tschopp, Tschuppert Karl, 
Wanner, Weder Hansjürg, Wiederkehr, Zisyadis, Zwahlen (82) 

Präsidentin, stimmt nicht-Presidente, ne vote pas: 
Haller (1) 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

93.3330 

Interpellation Gysin 
Förderung des Wohneigentums 
Encouragement de l'accession 
a la propriete du logement 

Diskussion - Discussion 

Siehe Jahrgang 1993, Seite 2043- Voir annee 1993, page 2043 

93.3684 

Motion Gysin 
Förderung von Wohneigentum 
Encouragement de l'accession 
a la propriete du logement 

Wortlaut der Motion vom 17. Dezember 1993 
Der Bundesrat wird beauftragt, den eidgenössischen Räten 
eine Vorlage zur Korrektur des Bundesgesetzes über die Har­
monisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemein­
den zu unterbreiten, um den Kantonen die steuerliche Förde­
rung des Wohneigentums weiterhin zu ermöglichen. 

Texte de la motion du 17 decembre 1993 
Le Conseil federal est charge de soumettre aux Chambres un 
projet de correction de la loi federale sur l'harmonisation des 
impöts directs des cantons et des communes, projet qui per­
mettra aux cantons de continuer a favoriser l'accession a la 
propriete du logement par des abattements fiscaux. 

Mitunterzeichner - Cosignataires: Baumberger, Bezzola, Bor­
toluzzi, Dettling, Eymann Christoph, Giger, Hegetschweiler, 
Meyer Theo, Miesch, Raggenbass, Steiner Rudolf (11) 

Schriftliche Begründung - Developpement par ecrit 
Für die Beschaffung von Wohneigentum lässt der Kanton Ba­
sel-Landschaft Spareinlagen zum Abzug von den steuerbaren 
Einkünften zu, während zehn Jahren bis zu 1 O 000 Franken im 
Jahr und für Ehepaare bis zu 20 000 Franken. Diese Regelung 
zur Förderung des Wohneigentums findet erheblichen An­
klang und entfaltet gute Wirkungen. 
In meiner Interpellation vom 17. Juni 1993 (93.3330) habe ich 
mich erkundigt, ob tatsächlich das Bundesgesetz über die 
Steuerharmonisierung diese Vorkehr der Eigentumsförde­
rung verbiete und, wenn ja, ob dies nicht zu korrigieren sei. 
Am 20. September 1993 bestätigte der Bundesrat, dass ge­
mäss Harmonisierungsgesetz die basellandschaftliche Förde-
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eindringlich ans Herz zu legen, in der kommenden Abstim­
mung so zu votieren, wie Herr Onken Ihnen das namens der 
SGK empfohlen hat Es geht ja nicht um die Sache, denn über 
die Zielvorgaben, wie sie von Frau Bundesrätin Dreifuss for­
muliert wurden, sind wir uns einig. Es geht vielmehr um eine 
Rechtsfrage, nämlich um die Auslegung von Artikel 25 Absät­
ze 1 und 2 unseres Geschäftsreglementes: Diskutieren wir 
über den dem Bundesrat übertragenen Rechtsetzungsbe­
reich, oder geht es darum, dass die SGK den Erlass gesetzli­
cher Massnahmen will? 
Ich meine, es sei an derSGKund am Rat zu sagen, auf welcher 
Ebene die Massnahmen, die wir mit unserer Motion vorschla­
gen, angesiedelt werden sollen. Wenn Sie der Meinung sind -
die SGK ist entschieden dieser Auffassung -, es müssten hier 
gesetzliche Massnahmen getroffen werden, dann müssen Sie 
mit der SGK für die Überweisung als Motion stimmen und dür­
fen sich nicht damit zufriedengeben, dass der Bundesrat die 
Motion nur im Sinne einer Empfehlung entgegennimmt Denn 
dann würden wir alles dem bundesrätlichen Rechtsetzungs­
bereich überlassen, und alles würde also auf Verordnungs­
stufe geregelt Das entspricht aber eben gerade nicht der Auf­
fassung der SGK Die SGK ist der Meinung, es müsse hier auf 
höherer Ebene eingegriffen werden, es müssten gesetzliche 
Massnahmen getroffen werden. 
Ich bitte Sie deshalb mit dem Kommissionspräsidenten, für 
die Überweisung als Motion zu stimmen. 

Dreifuss Ruth, conseillere federale: Je crois avoir clairement 
indique dans mon intervention precedente que le Conseil fe­
deral pouvait tout a fait accepter une motion dans ce domaine 
et l'executer dans le sens que j'ai signale. 
En relisant le texte de la motion, j'ai malgre tout le sentiment 
que la plupart des propositions presentees sont du domaine 
de l'application. Mais il est clair, comme je l'ai dittout a l'heure, 
que nous agirons aux deux niveaux - nous avons deja com­
mence. Les offices cantonaux de l'assurance-invalidite sont 
un element central des ameliorations souhaitees, mais ils ne 
suffiront pas. 
Dans ce sens-la, le Conseil federal peut tout a fait accepter la 
motion presentee. 
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Cavadini Jean (L, NE), rapporteur: Le message 1994 relatif 
aux constructions civiles a ete etudie attentivement par votre 
Commission des constructions publiques. Une visite sur le ter­
rain, un examen des differentes propositions nous permettent 
de vous recommander d'entrer en matiere. 
Rappelons que l'administration generale de la Confederation 
souhaite d'abord acquerir un immeuble qu'elle loue depuis 
deux ans pour l'Office federal de l'aviation civile, mais sur 
lequel un droit d'emption a ete conclu. Situs en plein centre de 
Berne, sur un terrain de 1444 metres carres, ces bätiments du 
debut du siecle permettent d'abriter 160 postes de travail judi­
cieusement repartis. Un pacte d'emption a ete conclu, il doit 
etre exerce jusqu'au 31 decembre 1996. Le prix d'achat est de 
27 millions de francs et il est indexe sur l'indice des prix a la 
consommation de l'Ofiamt On peut penser actuellement 
qu'un montant de 27 ,7 millions de francs couvrira le coOt sup­
plementaire du rencherissement 
L'Office federal de la propriete intellectuelle est partiellement 
loge dans un immeuble de l'Einsteinstrasse 2 a Berne. Ce bäti­
ment, qui a deja beneficie de plusieurs travaux d'entretien im­
portants, doit etre adapte aux nouveaux besoins. On songe a y 
installer un cäblage universel et a y proceder ade profondes 
transformations: remplacement des ascenseurs, nouvelle liai­
son entre l'ancien et le nouveau bätiment, sanitaires crees ou 
renoves, reorganisation des acces du bätiment Le credit d'ou­
vrage est de 14,4 millions de francs. II para1t convenablement 
evalue. 
Mentionnons pour memoire un credit additionnel de 1,49 mil­
lion de francs, entra1ne par le rencherissement et occasionne 
par la refection du silo a ble de Brigue. Ce credit n'appelle pas 
de commentaires particuliers. 
Les constructions des ecoles polytechniques ont retenu tres 
particulierement l'attention de votre commission. Un credit ad­
ditionnel de 6,7 millions de francs est dO au rencherissement 
et il est destine au transfert de !'Institut de pharmacie dans un 
nouveau bätiment sur le site de l'lrchel de l'Universite de Zu­
rich. Les frais de construction ont augmente, par le fait du ren­
cherissement la egalement, pour un montant de 8,2 millions 
defrancs entre 1987 et 1993. Comme il n'a pas ete necessaire 
de recourir a la reserve pour imprevus qui avait ete decidee, de 
1,5 million de francs, on peut donc utiliser cette reserve pour 
une compensation partielle de ce rencherissement 
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C'est un credit de 66,2 millions de francs qui est necessaire 
pour la construction d'un bätiment d'enseignement et de re­
cherches destine au departement de microtechnique, en pre­
miere etape a l'Ecole polytechnique federale de Lausanne. 
Nul besoin d'insister sur l'interet que notre pays porte a la 
microtechnique, mais nous ferons une remarque qui sort un 
peu du cadre strict de ce message. Lorsqu'on a defini les prio­
rites de recherche et reparti les täches principales entre les 
etablissements federaux, il a ete dit et ecrit que l'Ecole poly­
technique federale de Lausanne serait un pöle de la micro­
technique avec la collaboration de l'Universite de Neuchatei 
dans son institut de microtechnique qui travaillait egalement 
avec le Centre suisse d'electronique et de microtechnique. 
Les röles etaient distribues, mais nous disons notre etonne­
ment et notre inquietude, car insensiblement, mais continu­
ment, les enseignements et des travaux sont conduits en 
microtechnique a l'Ecole polytechnique federale de Zurich, 
comme si rien n'avait ete determine. Le Conseil des ecoles po­
lytechniques n'a pas manque de le remarquer, mais n'inter­
vient pas avec beaucoup de vigueur. On vide ainsi de son sens 
une planification indispensable et on compromet des reparti­
tions qui visaient a des equilibres necessaires. 
Nous recommandons bien entendu ce credit, ainsi que ceux 
qui permettront la renovation des infrastructures techniques et 
l'elimination, par exemple, du reacteur experimental Diorit qui 
se trouve a !'Institut Paul Scherrer. Ce reacteur n'est plus ex­
ploite depuis 17 ans. 
Enfin, nous soutenons le projet d'achat d'un immeuble qui de­
vrait, a Dübendorf, permettre a l'Empa, a l'Eawag et a l'Ecole 
polytechnique federale de Zurich d'exploiter ensemble un cer­
tain nombre d'infrastructures. Concernant ce bätiment, qui se 
trouve donc a Dübendorf, il n'avait pas ete envisage de l'ache­
ter et on avait souhaite une premiere construction. Une se­
conde etude du dossier a permis d'imaginer une meilleure so­
lution que la concentration des moyens ne justifie plus. On 
pourra ainsi permettre a l'Empa d'y installer les divisions d'es­
sais et ses services. L'Ecole polytechnique federale de Zurich 
y poursuivra ses recherches dans le domaine des installations 
et de la physique du bätiment Un atelier pourra accueillir les 
activites de l'Empa et de l'Eawag. Le terrain que possede la 
Confederation a proximite des installations trouvera une affec­
tation differee. II n'y a aucun caractere d'urgence aujourd'hui. 
Nous vous engageons donc a approuver ces credits d'enga­
gement pour un montant de 177,94 millions de francs. Le total 
concernant le domaine des ecoles polytechniques s'eleve a 
134,35 millions de francs. Nous parlerons du Tribunal federal 
et du programme d'extension qui lui est attache dans une 
deuxieme partie de notre debat 

Bisig Hans (R, SZ): Nach den Höhenflügen der letzten Jahre, 
die allerdings durch den unbestrittenen Nachholbedarf gege­
ben waren, werden Bauvorhaben sowie Grundstücks- und 
Liegenschaftserwerbe des Bundes wieder bescheidener. Die 
Baubotschaften der folgenden Jahre sollen sogar noch zu­
rückhaltender ausfallen und sich schwergewichtig auf die Be­
reiche ETH Zürich, ETH Lausanne und auf Sanierungen be­
schränken. Damit wird auf die unbefriedigende Finanzlage der 
öffentlichen Haushalte Rücksicht genommen, obschon von 
der Bauwirtschaft zu Recht erwartet wird, dass sich Bund, Kan­
tone und Gemeinden grundsätzlich antizyklisch verhalten soll­
ten. Tatsächlich kommen wir aber nicht darum herum, vom 
Wunschdenken Abschied zu nehmen und auch die kleinsten 
Vorhaben nach deren Notwendigkeit und Zweckmässigkeit zu 
hintertragen. 
In Erinnerung zu rufen ist auch immer wieder die Feststellung 
unserer Arbeitsgruppe «Raumbeschaffung», dass die Bun­
desverwaltung aus Gründen der Flexibilität und Mobilität zu 
mindestens 20 Prozent in Mietobjekten untergebracht werden 
sollte. Dies trifft vor allem für Amtsstellen zu, die keiner Spezi­
aleinrichtung bedürfen. Auch als Zweitrat sind wir nicht davon 
befreit, die einzelnen Bauvorhaben und Kreditbegehren kri­
tisch zu begutachten und unsere eigenen Schwerpunkte zu 
setzen. 
Bezüglich Erwerb der Liegenschaft Maulbeerstrasse 5 bis 11 
in Bern für das Bundesamt für Zivilluftfahrt hat man sich im Na-

tionalrat mehrfach über den Wohnraumverlust in der Berner 
Innenstadt beklagt, dabei aber nicht zur Kenntnis genommen, 
dass sich die Liegenschaft Maulbeerstrasse in der Geschäfts­
und Gewerbezone befindet und seit rund fünfzig Jahren als 
Speditions- und Bürogebäude genutzt wird. Wesentlich wich­
tiger scheint mir in diesem Zusammenhang die Überprüfung 
der Wirtschaftlichkeit zu sein, verfügt doch der Bund über ei­
nen langjährigen Mietvertrag zu äusserst günstigen Konditio­
nen. Raumplanerische Gründe und mit 190 000 Franken pro 
Arbeitsplatz akzeptable Kosten lassen letztlich aber auch den 
Kauf als vertretbare, wenn auch nicht unbedingt als zwingend 
notwendige Lösung erscheinen. 
Der Erwerb einer Nachbarliegenschaft der Empa in Dübendorf 
ist hingegen nicht nur vertretbar, sondern zweckmässig und 
im Gesamtkonzept äusserst kostengünstig. Mit diesem Zu­
kauf kann auf eine Realisierung des mit dem Bundesbe­
schluss vom 7. Dezember 1992 bewilligten Labors für Haus­
technik im Betrage von 36,4 Millionen Franken verzichtet wer­
den. Im Vergleich mit diesen 36,4 Millionen Franken und unter 
Berücksichtigung der notwendigen baulichen Massnahmen 
und der Erstausstattung kommt die neue Lösung zwar 8 Millio­
nen Franken teurer zu stehen. Dadurch kann aber die vorhan­
dene Reserve von immerhin 37 800 Quadratmetern Bauland 
an guter Lage einer anderweitigen Verwendung zugeführt wer­
den. Unter dem Strich resultiert ein erhebliches Plus von weit 
über 20 Millionen Franken. 
Ich bin nun der Ansicht, dass die öffentliche Hand im allgemei­
nen und der Bund im besonderen für eigene Bedürfnisse nicht 
oder nicht mehr benötigte Grundstücke dem Markt zurückge­
ben und sich dem sonst berechtigten Vorwurf der Baulandhor­
tung nicht aussetzen sollten. 
Ich stimme der zivilen Baubotschaft 1994 in der Gewissheit zu, 
dass die zuständigen Amtsstellen bereit und auch in der Lage 
sind, auch nach der Krediterteilung mögliche Verbesserungen 
und Einsparungen vorzunehmen. Mit den nicht beanspruch­
ten 36,4 Millionen Franken für das Empa-Labor für Haustech­
nik haben sie dies ja eindrücklich bewiesen. Der im Rahmen 
des Voranschlages 1995 um 10 Millionen Franken gekürzte 
Kredit wird jedenfalls problemlos für alle im nächsten Jahr vor­
gesehenen Bauvorhaben ausreichen. 

Stich Otto, Bundespräsident: Ich kann mich kurz fassen. Ich 
bedanke mich für die gute Aufnahme des Referats des Bericht­
erstatters und auch für die Stellungnahme von Herrn Bisig. 
Wir sind immer wieder froh, wenn man die Sache gründlich an­
schaut, auch wenn es der Zweitrat ist. Manchmal sieht man 
trotzdem noch etwas, das man dann zumindest noch diskutie­
ren und vielleicht später wieder korrigieren kann. Auch für 
diese Arbeit danke ich Ihnen herzlich. 
Ich bitte Sie, einzutreten und zuzustimmen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Gesamtberatung - Traitement global 

Titel und Ingress, Art. 1-4 
Titre et preambule, art. 1-4 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes 

An den Bundesrat -Au Conseil federal 

27Stimmen 
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